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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung Mit einem Anteil von 6,41 % am deutschen Bruttoinlandsprodukt und einer Mit-arbeiterzahl von ca. 295.600 ist die Versicherungswirtschaft ein signifikanter Wirtschaftszweig in Deutschland.1 Sie charakterisiert sich durch die Produktion und Vermittlung von Versicherungsprodukten, die mittels einer Ausgabe von Zu-standsgarantien einen Risikotransfer bewirken2, mit dem Ziel die Risikosituation des Versicherungsnehmers (im nachfolgenden VN) zu verbessern. Ein solcher Ri-sikotransfer bedingt unter marktwirtschaftlichen Bedingungen, dass beide Par-teien das Geschäft als nutzenstiftend empfinden. Zur Bewertung dieses Risiko-Nutzen-Verhältnisses werden entsprechende Risikoinformationen benötigt. Die-se, wie z. B. die Eintrittswahrscheinlichkeit, kann das Versicherungsunternehmen (im nachfolgenden VU) zwar durch den Besitz von Erfahrungswerten aus seinem versicherten Kollektiv bestimmen. Allerdings besitzt nur der VN selbst Kenntnis über die vollständigen Risikoinformationen einschließlich eventueller gefahren-erhöhender Umstände. Ein klassisches Beispiel hierfür ist die Risikolebensversi-cherung, bei der das VU zwar die Eintrittswahrscheinlichkeit nach dem Alter des VN bestimmt3, diese sich aber noch durch Vorerkrankungen signifikant erhöhen kann. Aus dieser Perspektive ist das VU der Prinzipal, der auf eine vollständige Bereitstellung der Risikoinformationen des VN als Agenten angewiesen ist. Es be-
steht eine Informationsasymmetrie zu Gunsten des VN. Aus einer anderen Perspek-tive existiert eine weitere Prinzipal-Agenten-Beziehung. Bei der Erläuterung des Versicherungsumfangs vertraut der VN als Prinzipal darauf, dass das VU ihm eine bedarfsgerechte Versicherungsleistung anbietet. Um dies festzustellen, ist der VN auf die Lieferung von Informationen über den Versicherungsumfang und die ver-sicherten Risiken seitens des VU angewiesen. Das VU besitzt somit, verstärkt durch 
die in der Regel fehlende versicherungstechnische Fachkompetenz des VN, einen In-
formationsvorsprung gegenüber dem VN. Im Kontext dieser Beziehung befinden sich beide Akteure in einem doppelten Prinzipal-Agent-Konflikt. Deren zweifache                                                    
1 Vgl. GDV e.V. (2016), Statistisches Taschenbuch, S. 9-10, (). 2 Vgl. Farny, Dieter (2011), S. 10. 3 Auf Basis des Alters bzw. des Geburtsjahres wird, mit Hilfe der aktuellen Sterbetafeln und unternehmensindividueller aktuarieller Schätzungen, die finale Eintrittswahrscheinlichkeit ermittelt. 
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asymmetrische Informationsverteilung stellt einen Anreiz für opportunistisches Verhalten beider Akteure dar, welcher bei unterschiedlichen Zielsetzungen weiter verstärkt wird4, denn VU sind als Wirtschaftsunternehmen gewinnorientiert und könnten sich dadurch z. B. zum Einbau schwer verständlicher Ausschlüsse in den Versicherungsbedingungen verleiten lassen. Der VN wiederum kann seinen Nut-zen durch die unvollständige Bereitstellung von Risikoinformationen und die da-mit einhergehende Untertarifierung maximieren. Durch den Einbezug eines Ver-sicherungsvermittlers (im nachfolgenden VV) kann ein dritter Akteur als Inter-mediär in den Tauschprozess involviert werden.5 Seine Aufgabe ist es, die zweifa-che asymmetrische Informationsverteilung durch Bereitstellung angebotsbezo-gener Informationen und nachfragebezogener Informationen abzubauen.6 Sein Involvieren kreiert allerdings zwei weitere kritische Prinzipal-Agenten-Beziehungen, in denen er jeweils als Agent agiert, nämlich die zwischen VN und VV sowie die zwischen VU und VV.7 Dabei entsteht ein Spannungsverhältnis, in dem der VV den Aufträgen seiner zwei Prinzipale gerecht werden muss. Verstärkt wird diese schwierige Interessensausgleichsfunktion8 durch die traditionelle Vergü-tungssystematik der VV. Das vorherrschende Provisionsmodell9 ermöglicht dem VV, im Rahmen seiner nachfragelenkenden Wirkung in der Beratung Produktemp-fehlungen auszusprechen, die ihm primär die höchste Vergütung einbringen und nur sekundär den Bedarf des VN abdecken. Die ursprüngliche positive Intention 
des Einsatzes eines VV kann sich dadurch für VU und VN negativ auswirken. 18.943 Beschwerden über VU und 336 Beschwerden über VV, die im Jahr 2015 beim Ver-sicherungsombudsmann e.V. eingereicht wurden10, sind ein Beleg für die Existenz eines solchen opportunistischen Verhaltens in der Versicherungswirtschaft. Gleichzeitig signalisiert dies einen Grad an Intransparenz innerhalb des Versiche-rungsvermittlermarktes, der aus Sicht der verschiedenen Akteure unterschiedlich intensiv ausgeprägt ist. Aus Sicht der VV und VU ist der Grad der Intransparenz                                                    
4 Vgl. Höckmayr, Gergana (2012), S. 29. 5 Vgl. Lach, Helge (1995), S. 22. 6 Vgl. Höckmayr, Gergana (2012), S. 13. 7 Vgl. Höckmayr, Gergana (2012), S. 29. 8 Vgl. Höckmayr, Gergana (2012), S. 30. 9 Beim Provisionsmodell erfolgt die Vergütung durch das VU und in Abhängigkeit des Versi-cherungstarifs, als „prozentuale Beteiligung am Umsatz“. Vgl. Schafstädt, Christian (2015), S. 57-59. 10 Vgl. Versicherungsombudsmann e.V (2016), ().  


